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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 34. 


(Fr. 3016.) Allerhoͤchſtes Privilegium vom 31. Mai 1848. wegen Ausfertigung auf den 


Inhaber lautender Coͤlner Stadtobligationen, zum Betrage von 200,000 
Thalern. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Da der Oberbuͤrgermeiſter und der Gemeinderath der Stadt Coͤln dar: 
auf angetragen haben, zu verſchiedenen, für Rechnung der Stadt auszuführen: 
den oͤffentlichen Arbeiten eine Anleihe mittelſt auf den Inhaber lautender und 
mit Zinsſcheinen verſehener Stadtobligationen aufnehmen zu duͤrfen, ſo erthei⸗ 
len Wir in Gemäßheit des H. 2, des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen 
Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber 
enthalten, zur Ausſtellung von auf den Inhaber lautender Cölner Stadtobli⸗ 
gationen zum Betrage von Zweihunderttauſend Thalern, und zwar in Schei— 
nen zu 50 Thalern, oder zu einem durch 50 theilbaren Betrage, welche nach 
dem hier folgenden Schema auszuſtellen und mit fünf vom Hundert jährlich zu 
verzinſen find, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Geneh— 
migung mit der rechtlichen Wirkung, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligatio— 
nen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums 
nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Durch vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, wird fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen in 
keinerlei Weiſe eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats uͤbernommen. 

Gegeben Sansfouct, den 31. Mai 1848. 


8.) Friedrich Wilhelm. 


v. Auerswald. Hanſemann. v. Patow. 


Jahrgang 1848. (Nr. 3016.) 39 Schema, 
Ausgegeben zu Berlin den 19. Auguſt 1848. 
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Schema, 


1% 
Stadt-Kölnische Obligation 


im Betrage 


von Thalern A EE Preuß. Kurant 
genehmigt durch Beſchluß des Gemeinderathes 


vom 15. u. 17. März 1848. 


Da Ober⸗Bürgermeiſter und zugleich Gemeindevorſteher der Stadt Köln und die 
ſpeziell beauftragten ii f. der vom Gemeinderathe hierzu ernannten Kommiſſion 
beſcheinigen durch dieſe Schuldverſchreibung, daß der Inhaber 


den Betrag von m Thalern Pr. Krt. 


in Folge der desfalls geſchehenen baaren Einzahlung an die Stadtkaſſe, an der Stadt 
Köln zu fordern hat. 

Die auf fünf Prozent feſtgeſetzten Zinſen ſind am zwanzigſten März jedes 
Jahres fällig und werden nur gegen Rückgabe des beigefügten betreffenden, von dem 
Inhaber genau vollzogenen Qufttungs⸗Formulars gezahlt. 

Dieſes Darlehn ſoll, wenn die längſt beſchloſſene größere Anleihe, in dem 
erforderlichen Umfange zu Stande kommt, zurückgezahlt werden. Jedenfalls ſteht 
dem Inhaber nach Ablauf von drei Jahren (der Stadt auch während dieſer Zeit) 
das Kündigungsrecht auf Rückzahlung, drei Monate nach der Kündigung zu. Die 
Kündigung Seitens des Inhabers 5 25 brieflich. Seitens der Stadt durch Be⸗ 
kanntmachung in den Kölniſchen Zeitungen. 

Die Rückzahlung des Kapitals geſchieht gegen Auslieferung dieſer Obli⸗ 
gation. 

Für die richtige Verzinſung und Tilgung haftet das Geſammt⸗ 
Vermögen und die Geſammteinnahme der Stadt. 


Köln, den 20. März 1848. 
Die Mitglieder der gemeinderäthlichen Kommiſſton. 


Der Ober-Bürgermeifter. 


STADT-KÖLNISCHE OBLIGATION. 


Erſte Zinſen-Quittung 
zur Stadt⸗Kölniſchen Obligation 


über 
Thaler Preuß. Krt. 


Unterzeichneter beſcheinigt hiermit, aus der 
Stadtkaſſe 8 
Thaler Preuß. Ktt. 
als Zinſen des oben bezeichneten Darlehns 
für den Zeitraum vom 20. März 1848. bis 
um 20. März 1849. richtig empfangen zu 
aben. Köln, 20. März 1849. 
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Zweite Zinſen-Quittung 
zur Stadt» Kölnifchen Obligation AG 


über 


Thaler Preuß. Krt. 


Unterzeichneter beſcheinigt hiermit, aus der 
Stadtkaſſe 5 


Thaler Preuß. Krt. 
als Zinſen des oben bezeichneten Darlehns 
für den Zeitraum vom 20. März 1849. bis 
zum 20. März 1850. richtig empfangen zu 
haben. Köln, 20. März 1850. 
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Dritte Zinſen-Quittung 
zur Stadt⸗Kölniſchen Obligation 8 
über 


Thaler Preuß. Krt. 


Unterzeichneter beſcheinigt hiermit, aus der 
Stadikaſſe ö ö 


Thaler Preuß. Krt. 


als Zinſen des oben bezeichneten Darlehns 
für den Zeitraum vom 20. März 1850. bis 
um 20. März 1851. richtig empfangen zu 
Bi Köln, 20, März 1851, 


(Nr. 3017.) 
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(Nr, 3017.) Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungsurkunde vom 26. Juli 1848. über einige Abänderun- 
gen des Statuts für die Berlin-Anhaltſche Eiſenbahngeſellſchaft und die 
derſelben beigefuͤgten Nachtragsbeſtimmungen. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem die Berlin⸗Anhaltſche Eiſenbahngeſellſchaft in den am 26. April 
1847. und am 29. Mai 1848. abgehaltenen Generalverſammlungen beſchloſſen 
hat, das unterm 15. Mai 1839. Allerhoͤchſt beſtaͤtigte Geſellſchaftsſtatut (Ge: 
feßfammlung für 1839. Seite 177. und folgende) in einigen Punkten abzuän- 
dern und zu ergänzen, fo wollen Wir in Gemaͤßheit des $. 26. des Statuts 
den Uns vorgelegten „Nachtragsbeſtimmungen“ hierdurch Unſere landesherrliche 
Wanne ertheilen. 

dieſe Beſtätigungsurkunde iſt mit den gedachten Nachtragsbeſtimmungen 
durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Gegeben Sansſouei, den 26. Juli 1848. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Milde. Maͤrcker. 
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Nachtragsbeſtimmungen 
zu dem 


am 15. Mai 1839. Allerhöchſt beſtätigten Statute der Berlin⸗ 
Sächſiſchen, jetzt Berlin-Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Geſetzſammlung Nr. 2019.) 


Die Berlin⸗Anhaltiſche Eiſenbahngeſellſchaft hat folgende Abaͤnderungen 
und Ergänzungen ihres oben bezeichneten Statuts beſchloſſen und feſtgeſetzt: 


Artikel J. 
(Zu H. 4. des Statuts.) 


Der H. 4. des Geſellſchaftsſtatuts, welcher durch die unterm 7. Dezem— 
ber 1840. (Geſetzſammlung Nr. 2129.), 18. Februar 1842. (Geſetzſammlung 
Nr. 2247.) und 2. September 1845. (Geſetzſammlung Nr. 2621.) Allerhöchft 
beftätigten Nachtraͤge bereits außer Anwendung geſetzt ift, wird hiermit völlig 
aufgehoben und ftatt feiner Folgendes beſtimmt: 

Das Stammkapital der Geſellſchaft beſteht in Sechs Millionen Thaler 

Preuß. Kurant und wird durch 30,000 Stuͤck Aktien A 200 Kthlr. repraͤ⸗ 

ſentirt. Von dieſen ſind bereits 15,000 Stuͤck ausgefertigt und befinden 

ſich im Umlaufe; für die übrigen 15,000 Stuͤck find vorläufig Interims⸗ 

Quittungen ausgegeben, welche nach vollſtaͤndig berichtigter Einzahlung 

in Stammaktien Litt. B. umgeſchrieben werden ſollen. Dieſes Stamm— 

Kapital iſt mit einer Schuld von 

Einer und einer halben Million Thaler in Kurant 

belaſtet, uͤber welche Prioritaͤtsaktien, und zwar: 

1300 Stuͤck à 500 Rth lr 650,000 Rthlr. 
// /ĩ ·—.0 ²mma¹ . N 850,000 = 


in Summa 1,500,000 Rthlr. 


ausgegeben und in Umlauf Aae find, Das geſammte Anlagekapital 
des Unternehmens der Geſellſchaft betraͤgt demnach Sieben und eine 
halbe Million Thaler. 


Artikel II. 
(zu H. 22. des Statuts.) 
Das im $. 22. ausgeſprochene Maximum des Geſellſchaftsfonds und 
der zulaͤſſigen Verſchuldung deſſelben (durch Prioritaͤtsaktien) iſt auf die im 
Art. I. dieſes Nachtrags bezeichneten Summen erhöht. 
Artikel III. 
(zu den HF. 24., 31. und 45. des Statuts.) 


a) Nur auf den Beſchluß des Verwaltungsraths, nicht des 3 
Allein, 
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allein, konnen außerordentliche Generalverſammlungen konvozirt und die 
in denſelben, ſowie in den ordentlichen Generalverſammlungen zu be⸗ 
rathenden Gegenſtaͤnde beſtimmt werden. Die dem entgegenſtehenden 
Beſtimmungen in den HH. 24., 31. und 45. der Statuten werden hier 
mit aufgehoben. 

b) Sobald die Inhaber von einer Million Thaler in Aktien der Gefell- 
ſchaft (5000 Stuͤck) auf eine außerordentliche Generalverſammlung an⸗ 
tragen und die Aktien in der im H. 28. vorgeſchriebenen Art bei der 
Direktion niederlegen, iſt der Verwaltungsrat eine ſolche Generalver— 
ſammlung ſofort zu berufen verbunden. 


Artikel IV. 
(Zu den $$. 34. 35. 37. und 42. des Statuts.) 


Die $$. 34. 35. 37. und 42. des Statuts und namentlich die darin 
angeordnete Wahl ſtellvertretender Mitglieder, werden hiermit aufgehoben und 
den allegirten Vorſchriften folgende Beſtimmungen ſubſtituirt: 


a) Der Verwaltungsrath beſteht kuͤnftig aus dreizehn in Berlin wohnenden 
nen? der Geſellſchaft, von denen Jeder zehn Aktien beſitzen und 
fuͤr die Dauer ſeines Amts bei der Geſellſchaftskaſſe niederlegen muß. 

b) Saͤmmtliche Mitglieder wählen alljaͤhrlich aus ihrer Mitte einen Vor: 
eden, und einen Stellvertreter auf ein Jahr. In einzelnen Faͤllen 
ift der Vorſitzende bei eigener und des Stellvertreters Behinderung und 
eventuell der Letztere ſelbſt ein anderes Mitglied zu ſubſtituiren befugt. 

c) Jedes Mitglied ſcheidet nach dreijaͤhriger Amtsfuͤhrung aus, iſt jedoch 
Bit u dem Tage zu fungiren berechtigt, an welchem es durch eine neue 
— 8 erſetzt wird. Die Ausſcheidenden konnen fogleich wieder gewählt 

d) Nach einer vier Wochen vorher einzureichenden Anzeige iſt ein Mitglied 
ſein Amt niederzulegen berechtigt und empfaͤngt bei ſeinem Ausſcheiden 
die deponirten Aktien zuruͤck. 

e) Ein im Laufe des Jahres ausſcheidendes Mitglied wird durch Wahl in 
der naͤchſten ordentlichen Generalverſammlung erſetzt. 


Sollte die Zahl der Mitglieder bis auf acht herabſinken, ſo muß eine 
Feng Generalverſammlung zur Wahl der fehlenden Mitglieder beru- 
en werden. 


Artikel V. 


(Zu H. 36. des Statuts.) 


Zu den Hinderniſſen, welche dem Eintritte in den Verwaltungsrath ent— 
gegenſtehen oder das Ausſcheiden aus demſelben bedingen, gehoͤrt auch die rechts— 
raͤftige Verurtheilung der betreffenden Perſon zu einer ſolchen Strafe, durch 
welche fie zur Bekleidung Öffentlicher Aemter unfähig wird. 
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Artikel VI. 
(zu F. 38. des Statuts.) 


Die Genehmigung des Verwaltungsraths iſt auch zu allen Vertraͤgen 
erforderlich, deren Gegenſtand die Summe von 1000 Rthlrn. uͤberſteigt. 
Die dem entgegenſtehende Beſtimmung im F. 53. fallt demnach nun⸗ 
mehr fort. 
Artikel VII. 


(zu $. 45. des Statuts.) 


Zur Faſſung eines Beſchluſſes des Verwaltungsraths iſt die Anweſen⸗ 
heit von wenigſtens ſieben Mitgliedern deſſelben, einſchließlich des Vorſitzenden 
oder ſeines Stellvertreters, erforderlich. 


Artikel VIII.. 
(zu den $$. 48. bis 52. des Statuts.) 


Unter Aufhebung der Hö. 48. 49. 50. 51. und 52. des Statuts und 
namentlich der darin angeordneten Wahl ſtellvertretender Direktionsmitglieder, 
wird Folgendes beſtimmt: 


1) Die von dem Verwaltungsrathe zu waͤhlende Direktion ſoll künftig aus 
acht in Berlin wohnenden Aktionairs beſtehen, von denen jeder zehn 
Aktien der Geſellſchaft beſitzen und fuͤr die Dauer ſeines Amts bis zu 
der uͤber ſeine Amtsfuͤhrung ihm ertheilten Decharge, bei der Hauptkaſſe 
niederlegen muß. Auch für die neu hinzutretenden drei Mitglieder bleibt 
die Beſtimmung ihrer Remuneration — mit Ruͤckſicht auf $. 60. des 
Statuts — dem Verwaltungsrathe uͤberlaſſen. 

Aus den Direktionsmitgliedern ernennt der Verwaltungsrath den 
Vorſitzenden der Direktion und deſſen Stellvertreter, und beſtimmt die 
Dauer dieſer ihrer Geſchaͤftsfuͤhrung. 

2) Die in F. 36. des Statuts und im Artikel V. dieſes Nachtrags aufge— 

fuͤhrten Hinderniſſe ſtehen auch der Wahl eines Direktors, ſowie der 

Fortſetzung feiner Amtsfuͤhrung entgegen. Beſoldete Beamte der Ge⸗ 

fellſchaft find zu Direktionsmitgliedern wählbar, fofern fie auf das bis 

zu ihrer Wahl von ihnen bekleidete Amt ſofort nach ihrer Wahl 

verzichten. f 

Einen gleichen Hinderungsgrund bildet die Stellung als Direktions— 

e oder als beſoldeter Beamte bei einer andern Eiſenbahnge— 

ſellſchaft. 

Die Amtsdauer der von jetzt ab zu waͤhlenden Direktoren wird auf drei 

Jahre beſchraͤnkt. Der Verwaltungsrath ſoll jedoch, wenn zwei Drittel 

ſeiner Mitglieder es fuͤr zweckmäßig erachten, befugt fein, drei Direktions— 

Mitglieder auf laͤngere Zeit zu wahlen. Nach einer vier Wochen vor— 

her dem Verwaltungsrathe zu machenden ſchriftlichen Anzeige iſt jeder 

Direktor ſein Amt niederzulegen berechtigt. 
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4) Jedes Direktionsmitglied kann, wenn zehn Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
raths es verlangen, ſuspendirt werden; jedoch bleibt demſelben die Be— 
rufung auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung nach H. 68. des Statuts vor- 
behalten. 


Artikel IX. 
(Zu H. 54. confr. $$. 56. 57. und 38. des Statuts.) 


Die Direktion fuͤhrt die Geſchaͤfte nach einer von ihr zu entwerfenden, 
der Genehmigung des Verwaltungsraths beduͤrfenden Geſchaͤftsordnung. Letz⸗ 
tere muß zugleich uͤber die in den $$. 56. 57. und 58. des Statuts erwähnten 
Gegenſtaͤnde die erforderlichen Beftunmungen enthalten. Die allegirten Para: 
graphen werden demnach hiermit aufgehoben und für wegfallend erklärt. 

Zur Faſſung eines Beſchluſſes bedarf es der Anweſenheit von vier Di- 
rektionsmitgliedern, unter denen die Mehrheit der Stimmen und bei gleicher 
Stimmenzahl der Vorſitzende entſcheidet. 


Artikel Xx. 
Gu den $$. 55. und 61. des Statuts.) 


1 Ueber die in den ö. 55. und 61, dem Verwaltungsrathe und der Di- 
rektion gemeinſchaftlich übertragene Anſtellung, Beaufſichtigung und Entlaſſung 
— werden unter Aufhebung des H. 61. folgende Beſtimmungen ge— 
troffen. 


1) Sämmtliche Beamte der Geſellſchaft, welche ein die Summe von drei— 
hundert Thalern uͤberſteigendes, fixirtes Dienſteinkommen zu beziehen ha⸗ 
ben, werden von dem Verwaltungsrathe und der Direktion in gemein— 
ſchaflichen Konferenzen, in denen der Vorſitzende des Verwaltungsraths 
den Vorſitz führt, durch Stimmenmehrheit der Anweſenden gewählt, 
unter Feſiſtellung der Bedingungen ihrer Anftellung. Bei Stimmengleich⸗ 
heit giebt der Vorſitzende den Ausſchlag. 

Diejenigen Beamten, welche etatsmaͤßig ein firirtes Dienſteinkommen bis 
Dreihundert Thaler inkluſive genießen, waͤhlt die Direktion allein, ſie iſt 
aber deren Anſtellung dem Verwaltungsrathe anzuzeigen verpflichtet. 
Die Direktion iſt berechtigt, ſaͤmmtliche Beamte der Geſellſchaft mit 
Ausnahme des Syndikus zu ſuspendiren. i 

3) Die naͤmliche sub 1. und 2. feſtgeſetzte Norm gilt auch fir die Befug⸗ 
niß zur Entlaſſung der Beamten. Das in einem ſolchen Falle zu 
beobachtende Verfahren muß durch die Geſchaͤftsordnung der Direktion 
beſtimmt werden. 

4) Saͤmmtliche Beamte find mit einer ſchriftlichen oder gedruckten, von der 
Direktion zu entwerfenden Dienſtinſtruktion zu verſehen, welche hinſicht— 
lich der Beamten ad 1. der Genehmigung des Verwaltungsraths be— 
darf, hinſichtlich der Beamten ad 2. dem letztern zur Kenntnißnahme 
eingereicht werden muß. 

5) Die Beaufſichtigung der Beamten iſt lediglich Sache der Direktion, 
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unbefchadet jedoch der dem Verwaltungsrath obliegenden allgemeinen 
Kontrolle. | 

6) Die Wahl des Rechtskonſulenten der Geſellſchaft (Syndikus) und die 
Beſtimmung der Bedingungen feiner Anſtellung, fo wie feiner Remune— 
ration, erfolgt von dem Verwaltungsrathe allein. 


Artikel XI. 
Zu H. 70.) 
Die tranſitoriſche Beſtimmung des $. 70. iſt laͤngſt erledigt und fallt 
nunmehr fort. 
Artikel XII. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen treten in Kraft ſobald dieſer Nachtrag 
zum Statute die Allerhöchſte Genehmigung erhalten hat. Die jetzigen ſtellver⸗ 
tretenden Mitglieder des Verwaltungsraths treten als danu für die noch uͤbrige 
Zeit ihrer Amtsdauer als wirkliche Mitglieder ein. Die alsdann fungirenden 
wirklichen Mitglieder der Direktion behalten ihre amtliche Stellung bis zum 
Ablaufe der Zeit, fuͤr welche ſie gewaͤhlt ſind, unter den bei ihrer Wahl ge— 
ſtellten Bedingungen; die ſtellvertretenden Mitglieder fungiren von da ab als 
EN Mitglieder und zwar für den im Artikel VIII. Nr. 3. feſtgeſetzten 

eitraum. 


